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STADT HEMMOOR
SAMTGEMEINDE HEMMOOR - LANDKREIS CUXHAVEN

BEBAUUNGSPLAN NR. H 98
"GEWERBEGEBIET HEMMOOR WEST II"

PLANUNGSBÜRO DÖRR GbR - ARCHITEKTUR    STÄDTEBAU    ÖKOLOGIE, AM HEUBERG 22, 21755 HECHTHAUSEN

ENTWURF- Stand : Dezember 2023

PLANZEICHEN

PRÄAMBEL und VERFAHRENSVERMERKE 
 
Präambel  
 

Auf Grund des § 1 Abs. 3 und des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) und § 58 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Stadt Hemmoor diesen Bebauungsplan Nr. H 98 „Gewerbegebiet Hemmoor 
West II" bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen, als Satzung beschlossen. 
 

Hemmoor, den  
 
 
  
 
 
 
  
  
                           Bürgermeisterin Stadtdirektor 

  
                        
Planverfasser 
 

Der Bebauungsplan Nr. H 98 „Gewerbegebiet Hemmoor West II“ der Stadt Hem moor wurde ausgearbeitet vom:  
PLANUNGSBÜRO DÖRR GbR - ARCHITEKTUR • STÄDTEBAU • ÖKOLOGIE , Am Heuberg 22, 21755 Hechthausen. 
 

Hechthausen, den  
 
 
 
 
 
 Planverfasser 

 
Planunterlage  
 

Kartengrundlage:  Liegenschaftskarte  
                              Maßstab: 1 : 1.000  
                               

                              Quelle: Auszug aus den Geodaten des Landesamtes für Geoinformation 
                                           und Landesvermessung Niedersachsen  
 
                               
                               © 2023 
                                            Landesamt für Geoinformation 
                                            und Landesvermessung Niedersachsen 
                                            Regionaldirektion Otterndorf 
 
Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen baulichen Anla-
gen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom .........................). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der 
Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.  
 
Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist e inwandfrei möglich.  
 

 
................................., den  ........................ 
(Ort)                                       (Datum)            

 
 
 
.................................................................... 
(Amtliche Vermessungsstelle)      
 
 
 
.................................................................... 
(Unterschrift)      
 

Aufstellungsbeschluss  
 

Der Rat der Stadt Hemmoor hat in se iner Sitzung am .............. die Aufstellung des Bebauungsplan Nr. H 98 „Gewerbegebiet 
Hemmoor West II“ beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am .............. ortsüblich bekannt 
gemacht worden. 
 

Hemmoor, den  
 
 
 
 
 Stadtdirektor 

 

Beteiligung der Öffentlichkeit 
                           

Der Rat der Stadt Hemmoor hat in seiner Sitzung am .................. dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. H 98 „Gewerbegebiet 
Hemmoor West II“ und der Begründung zugestimmt und die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlos-
sen.  
 

Ort und Dauer der Beteiligung der Öffentlichkeit wurden am ............... ortsüblich bekannt gemacht.  
 

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit der Begründung und die wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezognen Stellung-
nahmen haben vom .................. bis .................... gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.  
 

Hemmoor, den  
 
 
 
 
 
 
 Stadtdirektor 
 
 
Satzungsbeschluss 
                  

Der Rat der Stadt Hemmoor hat den Bebauungsplan Nr. H 98 „Gewerbegebiet Hemmoor West II“ nach Prüfung der Stellung-
nahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am ................ als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die Begründung beschlos-
sen.  
 

Hemmoor, den  
 
 
 
 
 
 
 Stadtdirektor 
 
            
Bekanntmachung 
 

Der Beschluss des Bebauungsplanes Nr. H 98 „Gewerbegebiet Hemmoor West II“ ist gem. § 10 Abs. 3 BauGB am  
............................ im Amtsblatt für den Landkreis Cuxhaven bekannt gemacht worden.  
 

Der Bebauungsplan Nr. H 98 „Gewerbegebiet Hemmoor West II“ ist damit am  ............................. in Kraft getreten. 
 

Hemmoor, den  
 
 
 
 
 
 
 Stadtdirektor 
 
 
Verletzung von Vorschriften 
       

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. H 98 „Gewerbegebiet Hemmoor West II“ ist die Verletzung 
von Vorschriften beim Zustandekommen des Bebauungsplanes und der Begründung nicht geltend gemacht worden. 
 

Hemmoor, den  

 
 
 
 
 
 Stadtdirektor 
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Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs.1 Nr.1 des Baugesetzbuches -BauGB-, §§ 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung -BauNVO-)

Gewerbegebiete

(§ 8 BauNVO)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

Verkehrsflächen (§ 9 Abs.1 Nr.11 und Abs.6 BauGB)

Öffentliche Straßenverkehrsflächen

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung von Natur und Landschaft

(§ 9 Abs.1 Nr.20, 25 und Abs.6, § 40 Abs.1 Nr.14  BauGB)

Umgrenzung von öffentlichen Flächen zum Anpflanzen von Bäumen

(§ 9 Abs.1 Nr.25a Abs.6 und Abs.6  BauGB)

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

(§ 9 Abs.7 BauGB)
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13.1. Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von 
Natur und Landschaft
(§ 9 Abs.1 Nr.20 und Abs.6  BauGB)

d 0.3/6.0/Robinieso Aufmaß von Bäumen (nachrichtlich)

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt ge-

ändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 28.07.2023 (BGBl. 2023 l Nr. 221).

Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. Nr.

31/2010, S. 576), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 21.06.2023 (Nds. GVBl. S. 111).

Baunutzungsverordnung (BauNVO)  in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786),

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Art. 3

des Gesetztes vom 14.Juni 2021 (BGBl. I S. 1802).

die durch Artikel 2 des Gesetztes vom 03.072023 (BGBl. 2023 l Nr. 176) geändert worden ist.

HINWEISE UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN  
 

1. Sollten bei den geplanten Bau- u. Erdarbeiten ur- o. frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u. a. sein: Tongefäßscher-
ben, Holzkohlesammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren 
solcher Funde) angeschnitten werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetztes 
(NDSchG) meldepflichtig und müssen der Archäologischen Denkmalpflege des Landkreises Cuxhaven unverzüglich angezeigt 
werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde u. Fundstellen sind nach § 14 
Abs. 2 NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu 
tragen. 

 

2.  Sollten bei Bau- und Erschließungsmaßnahmen Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen im Sinne des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) gefunden werden, ist der Landkreis Cuxhaven als unterer Bodenschutzbehörde unverzüg-
lich zu informieren.  

 

3.  Aufgrund der artenschutzrechtlichen Vorgaben der §§ 39 und 44 Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) ist vor Beginn 
der Baumaßnahmen auszuschließen, dass artenschutzrechtliche Bestimmungen verletzt werden und es zu verbotenen Hand-
lungen gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG kommt. Ist nicht auszuschließen, dass Habitate besonders oder streng geschützter 
Arten betroffen werden, so ist unverzüglich die Untere Naturschutzbehörde des Landkreises Cuxhaven zu informieren und das 
weitere Vorgehen abzustimmen. 

 

4.  Mögliche und für den noch ländlich geprägten Bereich typische landwirtschaftliche Immissionen, ausgehend von der ord-
nungsgemäßen Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Nutzflächen in der Umgebung und der Nutzung der Erschließungsan-
lagen durch landwirtschaftliche Fahrzeuge sind innerhalb des Plangebietes zu tolerieren.  

 

5.  Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen (starke Störungen, Verlust von Gelegen oder Jungvögeln) insbesondere von stö-
rungsempfindlicheren Brutvögeln sollte der Baubeginn (Baustelleneinrichtung, beginnende Bautätigkeit) möglichst außerhalb 
der Kernbrut- und Aufzuchtzeit der Vögel (Mitte März bis Mitte Juli) erfolgen.  

 

6. Um Konflikte hinsichtlich der besonders geschützten Brutvogel- und Amphibienarten zu vermeiden, sollten Baufeldräu-
mungen und  Baumaßnahmen  (inkl. Baustelleneinrichtung) erst nach Beendigung der Brut- und Aufzuchtzeit der Brutvögel 
(frühestens ab Mitte August), nach Möglichkeit aber erst im Winterhalbjahr (ab November bis Anfang März – nach Ende der 
Wanderzeit adulter und junger Amphibien) stattfinden. Sollten Baumaßnahmen innerhalb der Wanderzeit von Amphibien 
durchgeführt werden, ist während der Bauzeit entlang der Südseite des Graben ein Amphibienschutzzaun aufzustellen. 

 

7. Während der Bauzeit sollten keine unnötigen Tierfallen (beispielsweise ebenerdige steile Schächte, nach oben offene 
Rohre etc.) ent- bzw. bestehen, um Individuenverluste oder unge-plante Brutstätten im Baubereich zu vermeiden.   

 

8. Es wird darauf hingewiesen, dass auch im Gewerbegebiet die nicht überbauten Flächen der privaten Grundstücksflä-
chen gemäß § 9 Abs. 2 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) Grünflächen sein, soweit sie nicht für eine andere zuläs-
sige Nutzung erforderlich sind. Ungenutzte Schotter-, Splitt- und Kiesflächen sind aus ökologischen Gründen somit unzu-
lässig. 

 

9. Randständige Gehölze, insbesondere die Wallhecke westlich des Plangebietes, sollten während der Bauarbeiten gem. 
DIN 18920 vor Beeinträchtigungen geschützt werden.  

 

10. Das auf den privaten Flächen des Gewerbegebietes anfallende Oberflächenwasser ist auf den privaten Grundstücks-
flächen über geeignete Sickeranlagen zu versickern. Sickeranlagen sind dabei gemäß dem Regelwerk der Abwasser-
technischen Vereinigung DWA-A138 zu bemessen und zu gestalten. Sofern im Einzelfall eine Versickerung aufgrund der 
Bodenverhältnisse im Einzelfall nicht oder nicht gänzlich möglich sein sollte, kann das im Bereich des Baugrundstückes 
anfallende Oberflächenwasser ausnahmsweise über einzelne Rohrleitungen oder eine öffentliche Regenwasserkanalisati-
on in den im Norden des Plangebietes verlaufenden Graben abgeführt werden. Um eine übermäßige Belastung der Ge-
wässer zu vermeiden, darf das Oberflächenwasser der privaten Flächen jedoch nur gedrosselt mit 1 l*s/ha in den Graben 
bzw. die Regenwasserkanalisation abgeleitet werden. Hierfür erforderliche Retentionsräume (z. B. Regenrückhaltung, 
Brauchwassernutzung) sind auf den privaten Grundstücken vorzusehen und im nachfolgenden wasserrechtlichen Verfah-
ren nachzuweisen. 
 

Zum Schutz der Oberflächengewässer und des Grundwassers vor Verunreinigungen sind bei gewerblichen Nutzungen der 
Einleitung von schädlich verunreinigtem Oberflächenwasser grundsätzlich Filter- und Reinigungssysteme, z. B. Sandfilter, 
vorzuschalten. Die gesetzlichen Vorschriften zur Einleitung von Oberflächenwasser (z. B. WHG) sind zu beachten.  

 

11. Im Westen angrenzend an das plangebiet verläuft eine Wallhecke. Wallhecken (mit Bäumen und Sträuchern bewach-
sene Wälle, die als Einfriedung dienen oder dienten) sind nach § 22 Abs. 3 NNatSchG geschützte Landschaftsbestandtei-
le im Sinne von § 29 BNatSchG. Die Beseitigung sowie alle Handlungen, die das Wachstum der Bäume und Sträucher 
beeinträchtigen, sind verboten. 

 

12. Zum Schutz nachtaktiver Insekten sollten LED-Lampen ohne Ultraviolett- und Blauanteil und einem begrenzten Ab-
strahlungswinkel verwendet werden, deren Leuchtkegel sich nur auf den Boden des auszuleuchtenden Bereiches richtet. 
Die Beleuchtung ist mit Abschirmungen und Blendschutzvorrichtungen zu versehen und ggf. gegen das Eindringen von 
Spinnen und Insekten abzudichten. 

 

13. Bei Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes Nr. H 98 "Gewerbegebiet Hemmoor West II" wird der Bebauungsplan 
Nr. H 77 "Gewerbegebiet Hemmoor West" in diesen Bereichen unwirksam. 

 

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN  
 
1. Innerhalb des festgesetzten Gewerbegebietes (GE) sind gem. § 1 Abs. 5 und Abs. 6 Nr. 1  BauNVO i. V. m § 8 Abs. 3 
BauNVO folgende Nutzungen und Anlagen nicht zulässig:  
 

 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke  
 Vergnügungsstätten  

 
2.  Innerhalb des Gewerbegebietes (GE) ist Einzelhandel ausgeschlossen.  

 
3. In der abweichenden Bauweise (a) sind Gebäudelängen über 50,00 m zulässig.  

 
4.  Die festgesetzte Gebäudehöhe (GH) darf durch untergeordnete bauliche Anlagen, wie z. B. Antennen, Schornsteine, Auf-
zugsschächte, Solaranlagen, Lüftungsanlagen, um maximal 1,50 m überschritten werden. 
 
Für verfahrensfreie Windenergieanlagen gemäß dem Anhang zu § 60 Abs. 1 NBauO, Ziffer 2.5 ist eine Höhe von maximal 
15,00 m zulässig.  

 
5. Bezugspunkt für die Festsetzung der maximal zulässigen Gebäudehöhe (GH) ist die Höhenlage der Oberkante der zur 
Erschließung des Baugrundstückes dienenden öffentlichen Erschließungsstraße - gemessen mittig vor dem Grundstück.  

 
6.  In den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind - mit Ausnahme von Grundstückszufahrten und -zuwegungen und 
Einfriedungen - bauliche Anlagen unzulässig.  

 

 
7.  Innerhalb des festgesetzten Gewerbegebietes (GE)  sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen) zulässig, deren Geräusche die 
angegebenen  Emissionskontingente  LEK  nach  DIN  45691  weder  tags (6.00 h bis 22.00 h) noch nachts (22.00 h bis 6.00 
h) überschreiten.    
 

Die  Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens erfolgt nach DIN 45691:2006- 12, Abschnitt 5, wobei in den 
Gleichungen (6) und (7) für Immissionsorte j im Richtungssektor k LEK,i durch LEK,i + LEK,zus,k zu ersetzen ist.    
   
Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplanes, wenn der Beurteilungspegel den 
Immissionsrichtwert an den maßgeblichen Immissionsorten um mindestens 15 dB unterschreitet.   
  
Die Emissionskontingente beziehen sich auf die Immissionsorte außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 
H 98. Sie sind nicht binnenwirksam.   
 

Schutzbedürftige Räume  gem. DIN  4109-1 (z. B. Büroräume, betriebsbezogenes Wohnen) sind bis zu einer Entfernung von 
ca. 20,00 m zur südöstlichen Plangebietsgrenze auf der nordwestlichen Gebäudeseite anzuordnen.   
 

Von den Anforderungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen des Bauantragsverfahrens der Nachweis erbracht wird, 
dass aufgrund von Gebäudeabschirmungen oder ähnlichen Effekten ein geringerer Lärmpegel und damit verbunden gesunde 
Wohnverhältnisse vorliegen.   
 

Wenn Anlagen oder Betriebe Emissionskontingente von anderen Teilflächen  in  Anspruch nehmen, ist eine erneute Inan-
spruchnahme dieser Kontingente öffentlich-rechtlich auszuschließen (z. B. durch Baulast oder öffentlich-rechtlichen Verträ-
gen).     

 
8. Neu zu schaffende Kfz-Stellplatzanlagen mit mehr als 10 Kfz-Stellplätzen sind zu durchgrünen, wobei pro 6 Pkw-
Einstellplätzen ein heimischer Laubbaumbaum als Hochstamm (Stammdurchmesser: 8 bis 10 cm) zu pflanzen und dauerhaft 
zu erhalten ist. Für die Pflanzung eignen sich Echte Mehlbeere, Stieleiche, Vogelbeere, Hainbuche, Rotbuche und Winterlinde. 
Gehölze sind bei Abgang durch Neupflanzung derselben Art zu ersetzen. 

 
9. Innerhalb der festgesetzten öffentlichen Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
ist eine mehrreihige Pflanzung aus heimischen Laubbäumen und Sträuchern durchzuführen. Für die Pflanzung eignen sich als 
Bäume: Stieleiche, Sandbirke, Echte Mehlbeere, Rotbuche, Vogelbeere, Hainbuche, Winterlinde, Wildkirsche (Prunus avium) 
und als Sträucher: Hasel, Weißdorn, Schlehe, Salweide, Hundsrose, Schwarzer Holunder und Pfaffenhütchen. Zur Entwick-
lung einer artenreichen Zusammensetzung sind bei der Pflanzung mindestens fünf verschiedene Laubgehölze zu verwenden. 
Pflanzqualität: verpflanzte Sträucher 60 bis 100 cm Höhe, Bäume als leichte Heister 100 bis 150 cm Höhe, Rehen- und 
Pflanzabstand: 1,50 m (Dreiecksverband). Gehölze sind bei Abgang durch dieselbe Art zu ersetzen.  

 
10.  Die Dachflächen von Gebäuden mit einer Dachneigung von weniger als 15 Grad und einer Dachfläche von mehr 10 m² 
sind zu begrünen und dauerhaft zu erhalten; dies gilt nicht für technische Einrichtungen und für Belichtungsflächen. Die erfor-
derliche Substratschicht ist mit einer Dicke von mindestens 0,10 m herzstellen.  
 

Im Zusammenhang mit Solarmodulen auf diesen Dachflächen kann die Begrünung 
1.  um den Flächenanteil reduziert werden, der von Solarmodulen überdeckt wird bzw. 
2. vollständig entfallen, sofern die Überdeckung der Dachfläche durch Solarmodule mindestens 50% beträgt. 

 
11.  Im Bereich der Flächen für Maßnahmen zum Schutz zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft ist für die 
Entwicklung der Streuobstwiese die bisherige Ackernutzung aufzugeben und eine unregelmäßige Pflanzung aus hochstämmi-
gen Obstbäumen einer traditionellen Art durchzuführen und dauerhaft zu erhalten. Die Obstbaumpflanzung sollte dabei in 
Gruppen oder versetzt von einander erfolgen. Für die Pflanzung eignen sich Altländer Pfannkuchen, Jacob Lebel, Boskoop, 
Bremervörder Winter, Glockenapfel, Gellerts Butterbirne, Bürgermeisterbirne, Alexander Lukas, Büttners Rote Knorpelkirsche 
und Hauszwetsche. Die Pflanzabstände zwischen den Obstbäumen sollten 6,00 bis 8,00 m betragen. Der Schutz der Streu-
obstwiese vor Wild- und Viehverbiss ist durch eine ortsübliche Einzäunung und/oder Stamm-Manschetten zu gewährleisten. 
Abgängige Obstbäume sind stets durch die vorgenannten Arten zu ersetzen.  
 

Auf der verbleibenden Fläche ist eine extensive Mähwiese zu entwickeln. Hierzu ist im ersten Jahr nach der Aufgabe der bis-
herigen Ackernutzung eine Roggensaat durchzuführen ist, um eine Aushagerung des Bodens zu ermöglichen. Das Erntegut 
ist abzufahren. Danach ist eine Ansaat mit der Regiosaatgutmischung RSM HK 1/ UG 1 - Nordwestdeutsches Tiefland durch-
zuführen. Zusätzlich kann auch eine Mahdgutübertragung von artenreichen Spenderflächen erfolgen. Die Fläche sollte vor der 
Aussaat frei von mehrjährigen Unkräutern, wie z. B. Quecke oder Brennnesseln, sein. Der günstigste Zeitpunkt für eine Ansaat 
ist das Frühjahr bis Mitte Mai. Zur Entwicklung von Extensivgrünland ist eine extensive Wiesenpflege mit einer ein- bis zwei-
schürigen Mahd pro Jahr ab 1. August des Jahres durchzuführen. Das Mähgut ist abzufahren. Zur Erhöhung der Strukturviel-
falt sind am Rand der Streuobstwiese mind. 3,00 m breite Randstreifen zu belassen, die nur alle zwei- bis drei Jahre zu mähen 
sind.  
 

Die Verwendung von mineralischem und organischem Dünger (einschließlich Gülle), die Kalkung, der Biozideinsatz, die Reli-
efmelioration, Neuansaat, Reparatur- und Nachsaat sind unzulässig; ausgenommen ist ein bedarfsgerechte Punktdüngung der 
Obstbäume zum Ertragserhalt. Die Umsetzung der Maßnahme ist spätestens eine Pflanzperiode nach Beginn der Erschlie-
ßungsmaßnahmen im Plangebiet durchzuführen.  

 

TF1          = 65 dB(A)(6-22 Uhr)

TF1          = 50 dB(A)(22-6 Uhr)

Emissionskontingente in dB(A)/m²
TF1          = 65 dB(A)(6-22 Uhr)

TF1          = 50 dB(A)(22-6 Uhr)
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